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LEITARTIKEL
Der deutsche Wald

Klöckner
hat es

verstanden
 Von Hagen Strauß

Erinnerungen werden wach.
An die 1980er Jahre, als das

Waldsterben die Deutschen 
aufrüttelte und Zigtausende 
auf die Straße trieb, um gegen 
den »sauren Regen« und für 
schärfe Umweltauflagen zu 
demonstrieren. Mit Erfolg. So-
weit ist es heute noch nicht. 
Aber dem deutschen Wald geht 
es angesichts der Klimaverän-
derungen, der damit verbunde-
nen langen Dürreperioden und 
nicht zuletzt des Borkenkäfers 
mindestens genauso schlecht 
wie damals. Manch einer be-
hauptet sogar: schlechter.

Was passieren kann, wenn 
aus politischer Ignoranz und 
populistischer Verwirrtheit 
nichts geschieht, lässt sich der-
zeit anhand der Feuer im brasi-
lianischen Amazonas-Gebiet 
beobachten. Dort stirbt ein 
außergewöhnliches und für die 
Welt extrem wichtiges Ökosys-
tem – und Brasiliens Präsident 
hält die Lunte weiter in der 
Hand. Auch in Deutschland ha-
ben Hitze oder Borkenkäfer 
ganze Wälder dahin gerafft. Ein 
Unterschied ist freilich, dass 
politisch überhaupt kein Zwei-
fel daran besteht, gegensteuern 
zu müssen. Das ist nicht nur, 
aber auch der Verdienst von 
Agrarministerin Julia Klöckner.

Sie hat angesichts des Prob-
lemdrucks das Thema für sich 
entdeckt, sicherlich publikums-
wirksam. Das gehört jedoch zur 
Politik dazu. Klöckner hat sich 
akribisch eingearbeitet in die 
Materie und war in den ver-
gangenen Wochen bei unzähli-
gen Terminen vor Ort. Neuer-
dings gibt es in ihrem Ressort 
sogar einen Waldbeauftragten. 
Krisenmanagement – das kann 
die Rheinland-Pfälzerin. Das 
hat die CDU-Frau auch schon 

im vergangenen Jahr gezeigt, 
als sie wegen der Ernteschäden 
den nationalen Notstand aus-
rief und Finanzhilfen für die 
Bauern auf den Weg brachte. 
Dass einige Länder sich seiner-
zeit schwertaten, die Gelder ab-
zurufen und auszuzahlen, lag 
nicht in der Verantwortung der 
Ministerin.

Beim Wald hat Klöckner frei-
lich nicht so ein leichtes Spiel. 
Allein im vergangenen Jahr 
sind mehr als 110.000 Hektar 
Forst verloren gegangen. Den 
Wald von der Struktur her 
sinnvoll und damit klimaresis-
tent aufzuforsten, wird weitaus 
teurer als Bauern mit ein paar 
Millionen wegen einer schlech-
ten Ernte zu entschädigen. 

Klöckner selbst hofft auf eine 
halbe Milliarde Euro aus dem 
Klimafonds, die Branche spricht 
jedoch von über zwei Milliar-
den Euro, die benötigt werden. 
Beim Waldgipfel Ende Septem-
ber droht somit massiver Streit 
um die Höhe der Mittel.

Das Geld ist freilich nicht das
Hauptproblem: Für viele Wald-
besitzer ist ein Baumbestand 
weggebrochen, in den über Ge-
nerationen hinweg investiert 
wurde. Zur Wiederaufforstung 
braucht es viel Zeit und Perso-
nal, an dem es besonders man-
gelt. Und es macht auch erst 
dann Sinn, wenn zuvor die im-
mense Menge an Schadholz ab-
geräumt ist. Bisher weit mehr 
als 70 Millionen Festmeter. 

Das wird eine weitere Herku-
lesaufgabe. 

___
Den Wald zu retten, ist
eine komplizierte Auf-
gabe. Er muss aber ge-
rettet werden. 

KOMMENTARE
Der DFB und der Fall Tönnies

Die falsche Botschaft
M it erhobenem Zeigefinger

und einer gleichzeitig aus-
gestreckten Hand hat der Deut-
sche Fußball-Bund (DFB) den Fall 
Tönnies zu den Akten gelegt. Die 
DFB-Ethikkommission hat die 
Bemerkungen des Schalke-Bosses 
beim »Tag des Handwerks« in 
Paderborn zwar einerseits als 
rassistisch deklariert, anderer-
seits aber so viele mildernde 
Umstände ausgemacht, dass von 
einer Anklage vor der Sportjustiz 
abgesehen wird. Dieser »Ja, 
aber«-Beschluss durch das Gre-
mium des guten Gewissens im 
deutschen Fußball sendet jedoch 
die falsche Botschaft. Wie will 

der DFB denn künftig noch 
glaubwürdig gegen den offenen 
oder verdeckten Rassismus in 
den Stadien und auf den Fuß-
ballplätzen einschreiten, wenn er 
bei einem seiner prominentesten 
Vertreter eine Ausnahme zulässt?

Das glaubwürdigste Signal wä-
re es ohnehin gewesen, wenn 
Clemens Tönnies nach den un-
säglichen Äußerungen seinen 
Posten als Aufsichtsratsvorsit-
zender auf Schalke freiwillig zur 
Verfügung gestellt hätte – und 
zwar nicht nur für drei Monate, 
wie mit dem Schalke-Ehrenrat 
vereinbart, sondern komplett.

Hans Peter Tipp

Unkraut

Da sprießt nur Unmut
W er schon einmal den Geh-

weg vor seinem Haus auf
Knien von Unkraut befreit hat, 
wird wissen, wie anstrengend 
das sein kann. Da reichen ein 
paar Meter Gehweg, um tüchtig 
ins Schwitzen zu kommen. Im 
Preußisch Oldendorfer Stadtteil 
Hedem sollen jetzt ein paar Bür-
ger eine Strecke von beachtlicher 
Länge säubern. Allein aus dem 
Grund, weil ihnen die Freiflächen 
entlang der Ortsdurchfahrt gehö-
ren. Dass bei den Betroffenen 
Unmut sprießt wie Löwenzahn 
ist verständlich.

Laut Straßenreinigungssatzung
sind Bürger für die Reinigung 
des Gehwegs vor ihrer Haustür 

zuständig. Das ist nicht nur in 
Preußisch Oldendorf so. Doch es 
gibt immer wieder Streit- oder 
Härtefälle, die nicht selten vor 
Gericht landen. Die Stadtverwal-
tung in Preußisch Oldendorf wä-
re gut beraten, wenn sie es nicht 
so weit kommen lässt. Immerhin 
zahlen die Bürger ihrer Stadt mit 
die höchsten Grundsteuern in 
Ostwestfalen-Lippe. 

Sollte die Stadt auf der Stra-
ßensatzung beharren, käme für 
die betroffenen Bürger im Win-
ter wohl auch noch der Schnee-
dienst auf dem Gehweg hinzu. 
Den sollen bislang Mitarbeiter 
des Bauhofs erledigt haben, heißt 
es aus Hedem. Kai Wessel

PRESSESTIMMEN

Opposition will Johnson stoppen
No-Deal-Brexit per Gesetz verhindern – EU-Parlamentarier schlägt Fristverlängerung vor

London/Ladbergen (dpa/WB/
as). Die von Premierminister Boris
Johnson erwirkte Zwangspause
des britischen Parlaments hat
auch am Tag nach der Entschei-
dung erhebliche Kontroversen
ausgelöst. Ein Mitglied der kon-
servativen Regierungspartei im
Oberhaus, David Young, legte am
Donnerstag aus Protest gegen den
Schritt sein Fraktionsamt nieder.
Eine Online-Petition gegen die
Suspendierung des Parlaments er-
reichte schon mehr als 1,5 Millio-
nen Unterschriften.

Das oberste Gericht in Schott-
land beraumte indessen eine
kurzfristige Anhörung in der Sa-
che an. Eine Gruppe von Abgeord-

neten hatte dort Klage eingereicht
und forderte eine einstweilige
Verfügung, bis geklärt ist, ob die
Zwangspause für das Parlament
rechtmäßig ist. Wann eine Ent-
scheidung getroffen werden soll,
war zunächst unklar. 

Die britische Opposition will
trotz der Suspendierung des Par-
laments versuchen, einen Brexit
ohne Abkommen per Gesetz zu
verhindern. Das sagte der Labour-
Politiker Barry Gardiner in einem
BBC-Interview. »Wir werden ver-
suchen, die entsprechende Ge-
setzgebung in diesem engen Zeit-
rahmen, den uns die Regierung
auferlegt hat, durchzubringen«,
sagte Gardiner.

Die Abgeordneten haben nur
wenige Tage Zeit, um ein entspre-
chendes Gesetzgebungsverfahren
durchzuführen, wenn das Parla-
ment am Dienstag erstmals nach
der Sommerpause wieder zusam-
mentritt. Zwischen dem 9. und 12.
September soll die Sitzungsphase
beendet werden. Alle bis dahin
nicht abgeschlossenen Gesetzge-
bungsverfahren verfallen dann.
Ein zweites Zeitfenster im Okto-
ber ist ähnlich eng.

Unterdessen hat der CDU-Euro-
paabgeordnete Markus Pieper aus
dem Münsterland vorgeschlagen,
die Frist bis zum EU-Austritt
Großbritanniens über den 31. Ok-
tober hinaus zu verlängern. »So

könnte die EU dem britischen Par-
lament die Zeit zurückgeben, die
Boris Johnson ihm nehmen will.
Das könnte die EU-Kommission
einseitig machen, um das Unter-
haus wieder ins Spiel zu bringen«,
sagte Pieper am Donnerstag dem
WESTFALEN-BLATT. »Was John-
son da macht, ist historisch. Daran
wird man sich noch in 100 Jahren
erinnern. Es ist ein Unding, die
Queen für dieses Manöver zu be-
nutzen«, so Pieper. Ein Misstrau-
ensvotum gegen Johnson müsse
so schnell wie möglich durchge-
führt werden, »sofort am 3. Sep-
tember«. Pieper: »Johnsons radi-
kales Vorgehen macht eine Mehr-
heit gegen ihn wahrscheinlicher.«

Die »Badische Zeitung« (Frei-
burg) zu Boris Johnsons Brexit-
Manöver: »Man mag einräumen,
dass das Parlament selbst in den
vergangenen Monaten eher eine
klägliche Figur abgegeben hat. Die
Volksvertretung des Vereinigten
Königreichs inmitten einer histo-
rischen Ausnahmelage mithilfe
eines Verfahrenstricks lahmzule-
gen, offenbart gleichwohl eine Ar-
roganz der Macht, die an Demo-
kratieverachtung grenzt. Schon
klar, Boris Johnson setzt darauf,
dass die Europäische Union ihm
beim Brexit-Abkommen entge-
genkommt. Dafür will er maxima-
len Druck aufbauen, und den gibt
es nur, wenn der ungeregelte Bre-
xit zur wahrscheinlichsten Option
wird. Die EU allerdings sollte ge-
nau deshalb hartbleiben. Sonst
macht sie sich erpressbar.«

Der »Mannheimer Morgen« zu
Johnson: »Schon nach kurzer
Amtszeit steht jedenfalls fest: Seit
der ›Eisernen Lady‹ Margaret
Thatcher hat es keinen so radika-
len Politiker mehr an der Regie-
rungsspitze gegeben wie Johnson.
Thatcher brach in den 1980ern
den mächtigen Gewerkschaften
das Genick und setzte die Neuauf-
lage des Manchester-Kapitalismus
durch. Und Johnson will den Aus-
tritt Großbritanniens um jeden
Preis. Damit spaltet er nicht nur
das Land, sondern treibt es wo-
möglich in den Ruin.«

Die »Nürnberger Nachrichten«
zu Greta Thunbergs Atlantik-
überquerung: »Sollten beim Kli-
magipfel der Staats- und Regie-
rungschefs greifbare Ergebnisse
herauskommen, dann hat auch
das mit dem derzeitigen Momen-
tum und damit mit Greta zu tun.
Die Vehemenz der 16-Jährigen, die
große Strapazen auf sich nimmt,
um ihren Idealen entsprechend zu
leben, mag befremden. Viele kriti-
sieren zudem, dass die Skipper
ihres Segelboots nach Europa zu-
rückfliegen. Fest steht aber: Dank
Greta wird es für die Politik
schwieriger, sich bei der Klimafra-
ge um verbindliche Antworten he-
rumzudrücken.«

Die »Rhein-Neckar-Zeitung«
(Heidelberg) zur Regierungsbil-
dung in Italien: »Der Plan von Le-
ga-Chef Salvini, nach der ganzen
Macht zu greifen und sich mithilfe
Berlusconis und Co. zum Regie-
rungschef wählen zu lassen, ist
jedenfalls gescheitert. Wichtig
bleibt aber eine neue Politik, die
nicht mehr auf Ausländer als
Hassobjekt setzt, sondern die dem
Land wieder wirtschaftlich Luft
zum Atmen lässt. Es hängt auch
an der EU, sich um Italien zu küm-
mern, damit es nicht abrutscht.«

Wahlkampf-Endspurt

Karikatur: Sakurai

Zusätzlicher Urlaubstag 
für Radfahrer?

Grüner: »Sie sind gesünder und arbeiten mehr«
B e r l i n (WB). Der grüne 

Verkehrspolitiker Stefan Gelb-
haar will mehr Urlaub für ra-
delnde Arbeitnehmer. Er meint 
es ernst. Denn Radfahrer seien 
gesünder und würden dadurch 
mehr arbeiten, sagte Gelbhaar 
im Gespräch mit Hagen Strauß.

?Herr Gelbhaar, ein Tag mehr
Urlaub für Radfahrer, was

soll das?
Stefan Gelbhaar: Meine Forde-

rung ist vielleicht ein stückweit
provokant. Aber es gibt einen
ernsten Hintergrund: Studien aus
den Niederlanden und des Um-
weltbundesamtes bestätigen, dass
man deutlich weniger krank ist,
wenn man mit dem Rad zur Arbeit
fährt. Das heißt im Umkehr-
schluss, man muss mehr arbeiten,
nur weil man das Fahrrad benutzt.

?Klingt trotzdem irgendwie
schräg. 

Gelbhaar: Ist es aber nicht. Rad-
ler arbeiten auch mehr, wenn sie
einen Tag Urlaub zusätzlich bekä-
men. Denn die Spannbreite be-
trägt laut der Studien anderthalb
bis fünf Tage, die man weniger
krank ist im Jahr. Jeder, der mit
dem Fahrrad fährt, fährt übrigens
nicht mit dem Auto – deswegen
ist der Stau dann auch kürzer.

?Auf der anderen Seite verun-
glücken immer mehr Rad-

fahrer – und die sind dann krank.
Gelbhaar: Witzigerweise ist das

in den Studien und Berechnungen
schon enthalten. Wenn Radfahrer

einen Tag mehr bekommen, än-
dert sich für alle anderen nichts.
Ich will ja keinen Tag weniger für
Autofahrer.

?Manche Leute wollen gar
nicht mit dem Rad fahren,

treiben jedoch sonst viel Sport.
Bekommen die dann auch einen
Tag mehr?

Gelbhaar: Da fehlen doch die
Mehrwerteffekte für alle anderen.
Wenn man sich gesund ernährt
und viel Sport macht, hilft das
zwar einem selbst und der Kran-
kenkasse, aber der verkehrspoliti-
sche Nutzen für die Allgemeinheit
ist nicht so groß.

?Muss es unbedingt ein Tag
Urlaub sein?

Gelbhaar: Das ist besonders

prägnant. Ich fände es auch rich-
tig, wenn die öffentliche Verwal-
tung mit gutem Beispiel voran-
geht. Wir veranstalten in zwei
Wochen eine Radverkehrskonfe-
renz. Und da werden wir bei
einem Panel mit Arbeitgebern
über fahrradfreundliches Verhal-
ten debattieren.

?Was antworten Sie auf den
Vorwurf, typisch Grüne, wol-

len wieder bekehren, machen
jetzt auch noch auf Gesundheits-
polizei? Wie beim Veggie-Day…

Gelbhaar: Der Veggie-Day war
eine völlig andere Geschichte. Ich
will gar nichts kontrollieren.
Arbeitgeber und Arbeitnehmer
können das einfach vereinbaren.
Punkt. Wo ist da die Gesundheits-
polizei? 

Der Berliner Stefan Gelbhaar (43, Grüne)
ist Mitglied des Bundestages.

Fotos: dpa, Stefan Kaminski


